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Soziales und Gesundheit

Die Herausforderung 

Bielefeld zeichnet sich durch ein außerordentlich breites Sozialangebot und hohen 
Leistungsniveau im sozialen Bereich aus. Doch trotz aller Bemühungen und einzelnen 
positiven Entwicklungen nehmen die sozialen Herausforderungen nicht ab, sondern 
in den letzten Jahren sogar weiter zu: Fast jedes vierte Kind in Bielefeld lebt in einem 
Haushalt, der auf Grundsicherungsleistungen angewiesen ist. Der Anteil der betroffenen 
Kinder ist in den vergangenen Jahren weiter angewachsen. Die zunehmende und über 
dem Lands- und Bundesdurchschnitt liegende Arbeitslosigkeit ist die größte soziale 
Herausforderung. 
Das Management der Corona-Pandemie hat hinter die Krisenfestigkeit der Gesundheits-
versorgung Fragezeichen gesetzt. Der alternden Gesellschaft gerecht zu werden und 
durch einfachere und digitale Prozesse die Resilienzfähigkeit des kommunalen Gesund-
heitsdienstes zu erhöhen, sind die wesentlichen Herausforderungen im Gesundheitswe-
sen. 

Unser Kompass 

Wir Freie Demokraten trauen den Menschen etwas zu – Kreativität, Fähigkeiten, Wil-
len zu Leistung und Aufstieg. Unser Menschenbild: Die allermeisten Menschen wollen 
etwas leisten, für sich und für andere. Menschen haben nicht zu wenig Ehrgeiz, sie 
stehen vor zu vielen Hürden. Deshalb brauchen wir einen entfesselnden, aktivierenden 
Sozialstaat. Seine zentrale Aufgabe wäre es, diese Hürden abzubauen. Ein entfesseln-
der Sozialstaat unterstützt die Bürger, sich unabhängig von ihrer Herkunft frei zu entfal-
ten. Denn die große Mehrheit derer, die von der Solidargemeinschaft Hilfe bekommen, 
will nicht einfach nur versorgt werden: Sie wartet darauf, loslegen zu dürfen – und zwar 
ohne, dass ihnen der Staat weiter Steine in den Weg legt. 
Unser Sozialstaat aber ist widersprüchlich. Zahlreiche seiner Instrumente schaffen neue 
Ungerechtigkeiten, sie binden und sie schränken ein, anstatt Chancen und Perspektiven 
zu schaffen. Das macht ihn teuer, ineffizient, intransparent und ungerecht. Gute Sozial      
politik zeichnet sich nicht allein dadurch aus, immer mehr Geld auszugeben. Stark ist 
der Sozialstaat dagegen, wenn er diejenigen zielgerichtet und mit passgenauen Ange-
boten unterstützt, die es noch nicht oder nicht mehr ohne die Unterstützung der Solidar-
gemeinschaft schaffen und ihnen dabei Aufstiegschancen eröffnet. 
Kommunale Gesundheitsämter haben eine große Verantwortung und erfüllen zentrale 
Aufgaben des Gemeinwesens. Wir treten daher für eine Stärkung der kommunalen Ge-
sundheitspolitik vor allem durch Effizienzerhöhung ein.    
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Unsere Maßnahmen – was zu tun ist: 

	x Bessere Sozialpolitik für Bielefeld

266.	Sozialpolitik als Querschnittsthema verstehen. Soziale Herausforderun-
gen lassen sich nicht allein mit sozialpolitischen Maßnahmen im originären 
Sinne begegnen. Es muss auch in allen anderen politischen Handlungsfel-
dern stets der sozialpolitische Blickwinkel mitgedacht werden. Eine wachs-
tumsorientiere Wirtschaftspolitik und qualitativ gute Bildungspolitik sind nur 
zwei Beispiele, die einen Beitrag zur Bekämpfung von sozialen Problemen 
leisten. So haben wir uns als Freie Demokraten beispielsweise für die Schaf-
fung eines vergünstigten Schultickets, kostenlosen Eintritt für Kinder in der 
Kultureinrichtungen und für eine Stärkung von Sprachangeboten stark ge-
macht. Wir wollen auch weiterhin Sozialpolitik als Querschnittsthema denken, 
daher wollen wir unter anderem auf eine stärkere Koordination sowie Ab-
sprache zwischen den Schul- und Sozialdezernat drängen. Darüber setzen 
wir uns dafür ein, einen institutionenübergreifenden Maßnahmenkatalog zu 
erarbeiten.

267.	Koordiniert und zielbewusst planen. Gute Sozialpolitik zeichnet sich für 
uns auch dadurch aus, die begrenzten finanziellen Mittel der Stadt möglichst 
sinnvoll und zielgenau einzusetzen. Wir wollen alle sozialen Angebote und 
die Prozesse in der Sozialverwaltung systematisch erfassen, analysieren und 
vereinfachen. Doppelzuständigkeiten, Parallelarbeiten, Zugangsschwierigkei-
ten und vieles mehr, führen zu ineffizienten Ausgaben, die keinen sozialen      
Mehrwert bieten. Auch bei der Erfüllung von Pflichtaufgaben können Prozesse 
verschlankt und unnötige Bürokratie abgebaut werden, ohne dass die Hilfeleis-
tungen für Bedürftige eingeschränkt werden. Unser Ziel ist es, dass durch eine 
koordinierte und zielbewusste Planung mehr Geld für sinnvolle Sozialmaßnah-
men, die dem Einzelnen helfen, ausgeben wird. Hierzu gehört auch eine effizi 
ente Erfolgskontrolle. Diese steckt häufig noch in den Anfängen. 

268.	Trägervielfalt erhöhen, neue Angebote fördern und Arbeit der sozia-
len Träger stärken. In Bielefeld gibt es viele Träger von im weitesten Sinne 
sozialen Maßnahmen, die eine sehr wertvolle Arbeit leisten. Es gibt jedoch 
trotzdem Verbesserungsbedarf bei der Transparenz und Koordination der 
Träger untereinander und bei den Evaluierungen der Projekte. Zudem müs-
sen auch neue Träger ausreichende Möglichkeiten bekommen, bestehende 
Angebote zu bedienen und zu verbessern. Es braucht einen gesunden Wett-
bewerb zwischen den Anbietern, damit das Angebot permanent verbessert 
werden kann. Soziale Angebote, die freie Träger durchführen können, sollen 
konsequent und transparent ausgeschrieben werden. Sozialverbände sollen 
aufgrund ihrer fachlichen Expertise Vorrang vor der Selbsterbringung durch 
die Stadt haben. Die Kompetenz der Sozialverbände wollen wir stärker in den 
inhaltlichen Austausch mit der Sozialverwaltung bringen. Die Vergabe soll 
transparent und nach klaren Regeln erfolgen. Auf eine ausreichende Vielfalt 
unterschiedlicher Träger ist dabei zu achten. 
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269.	Wirksamkeit von sozialen Leistungen sicherstellen. Bei den freiwilligen 
Leistungen der Stadt wollen wir auf die Formulierung überprüfbarer Ziele 
durch die Verwaltung drängen. Durch Lernen von anderen Städten und mit 
Hilfe externer Experten wollen wir die Erfolgskontrolle verbessern. Damit 
wollen wir sicherstellen, dass die sozialen Maßnahmen der Stadt nicht an den 
eigentlichen Herausforderungen vorbeilaufen, sondern zielgenau ankommen. 

270.	Sozialmittel nicht zweckentfremdet einsetzen. Die Stadt erhält sowohl 
Landes-, Bundesmittel als auch Mittel aus öffentlichen Fördertöpfen. Eine 
Zweckentfremdung entsprechender Mittel lehnen wir ab und setzen uns für 
eine transparente und zweckentsprechende Verwendung von öffentlichen 
Geldern ein, damit sie dort ankommen, wo sie hingehören.

271.	 Initiativoffensive gegen Kinderarmut starten. In Bielefeld ist die Kinder-
armut in den vergangenen Jahren immer weiter angewachsen. Hinzukommt, 
dass Armut viel zu häufig weiter vererbet wird. Durch einen starken politi-
schen Fokus auf Bildung möchten wir Kindern und Jugendlichen Aufstiegs-
chancen und Perspektiven eröffnen. Gleichzeitig soll sich aus diesem Grund 
die Stadt verstärkt gegen Kinderarmut stark machen. Hierzu soll die Stadt 
eine gemeinsame Initiative mit den verschiedensten Akteuren wie Schulen 
und soziale Träger starten, um Verbesserungsmöglichkeiten zu identifizieren 
und einen institutionenübergreifenden Maßnahmenkatalog zu erarbeiten. 

272.	Schulsozialarbeit systematisch durchführen. Wir wollen ein systema-
tisches Konzept für die Schulsozialarbeit. Aufgaben, Ziele und Umfang je 
Schule müssen konsistent und nachvollziehbar im Zusammenwirken mit 
Schulleitung, Lehrerschaft, Eltern und Schülerinnen und Schülern festgelegt 
und auf die Stadt angewendet werden. Mit einer durch die Stadt moderierten 
Vernetzung zwischen den Schulsozialarbeitern aller Träger und Schulen sol-
len Erfolgsbeispiele kommuniziert und ein Austausch vertieft werden.

273.	Bildung als Schlüssel. Gut ausgestattete Schulen sind eine gute Sozial-
politik. Wir wollen neben unserer Prioritätensetzung auf Bildung insbesondere 
Schülerinnen und Schüler fördern und fordern, die keinen Schulabschluss 
erreichen konnten (siehe Kapitel Bildung). 

274.	Analphabetismus bekämpfen. Wir haben mehr funktionale Analphabeten in 
Bielefeld als wir glauben. Diesen Menschen, die kaum lesen und schreiben 
können, bleiben viele Chancen versagt. Wir setzen uns für einen Pakt von 
Schulen, Volkshochschulen, Betrieben und Sozialämtern ein, um gemeinsam 
funktionalen Analphabetismus beständig und nachhaltig zu bekämpfen und 
für das Thema zu sensibilisieren. Migranten sind eine Zielgruppe, die ver-
stärkt in den Fokus genommen werden soll. 

275.	Offene Kinder- und Jugendarbeit stärken. Wir setzen uns für den Erhalt 
und die Entwicklung bedarfsgerechter Angebote der offenen Kinder- und Ju-
gendarbeit der Verbände ein. Neben den Betreuungseinrichtungen bieten sie 
pädagogisch sinnvolle Freizeitangebote an und leisten insbesondere in Vier-
teln mit erhöhtem Entwicklungsbedarf unverzichtbare Beiträge zur Integration. 
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276.	Politische Neutralität gewährleisten. Wir wollen, dass Kinder- und Jugend-
betreuungsleistungen, wie zum Beispiel in der OGS und der offenen Jugend-
betreuung, nicht ideologie- und politiknah erfolgen. Nichts spricht gegen poli-
tische Bildung, allerdings muss diese stets politisch-weltanschaulich neutral 
erfolgen, damit sich Kinder und Jugendliche frei entwickeln können. Um dies 
zu gewährleisten, sollen die Träger mit Hilfe eines Kodex zur politischen Neut-
ralität verpflichtet werden. 

277.	Entwicklungsgesellschaft REGE evaluieren und weiterentwickeln. Die 
Entwicklungsgesellschaft REGE befasst sich aktuell mit einem sehr diversen 
Aufgabenspektrum und ist in den vergangenen Jahren stark gewachsen. Wir 
wollen dies evaluieren und prüfen, welche Aufgaben sinnvoll bei der REGE 
aufgehoben sind. Unter anderem wäre eine stärke Fokussierung auf die Ein-
bindung von Langzeitarbeitslosen in den Arbeitsmarkt zu prüfen.

278.	Kinder besser schützen. Im Rahmen eines Gesamtkonzeptes „Schutz vor 
Gewalt gegen Kinder“ wollen wir die verbindlichen Qualitätsstandards im 
Bereich Prävention von und zum Schutz vor sexualisierter Gewalt verstärkt 
umsetzen. Die Umsetzung bei Angeboten der freien Träger wollen wir zum 
Bestandteil der Leistungsvereinbarungen zwischen der Stadt Bielefeld und 
den freien Trägern machen.

279.	Childhood-House in Bielefeld ansiedeln. Das Childhood-Haus ist eine 
kinderfreundliche, multidisziplinäre und behördenübergreifende ambulante 
Anlaufstelle für Kinder und Jugendliche, die Opfer oder Zeugen von (se-
xualisierter) Gewalt und Misshandlung geworden sind. Childhood-Häuser 
existieren beispielswiese in Leipzig, Heidelberg, Düsseldorf oder Berlin. Die 
Finanzierung würde über das Land NRW erfolgen. Im Verdachts- oder er-
klärten Fall von Gewalt gegen ein Kind oder Jugendlichen werden diese 
im Childhood-Haus in kinderfreundlicher Atmosphäre durch den gesamten 
Verlauf aus Untersuchungen und Befragungen begleitet. Durch die enge 
behördenübergreifende Kooperation können Untersuchungen und Befragun-
gen des Kindes auf ein Minimum reduziert werden. Durch die hohe Qualität 
der Vernehmung, die normalerweise durch einen Ermittlungsrichter erfolgt, 
und deren Dokumentation im Childhood-Haus, kann den betroffenen Kindern 
eine weitere Aussage erspart werden und einer Retraumatisierung des Kin-
des wird vorgebeugt. Wir wollen die bestehenden Aktivitäten zur Errichtung 
einer solche Einrichtung fördern und uns beim Land NRW dafür einsetzen. 

	x Mehr Chancen für Menschen mit Behinderung schaffen 

280.	Wahlfreiheit der Lebensentwürfe ermöglichen. Menschen mit Behinde-
rung sollen Wahlfreiheit über die individuelle Gestaltung des eigenen Lebens 
haben. Wir möchten, dass Menschen mit Behinderung so weit wie möglich 
selbst über die Form der Leistungserbringung an sie entscheiden und wollen 
uns zudem für die Wahlfreiheit zwischen stationärer Einrichtung, betreutem 
Wohnen und Wohngemeinschaften einsetzen. 
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281.	Verbesserte Begleitung volljähriger Menschen mit Behinderungen in 
Hilfesysteme. Die soziale und medizinische Betreuung von Kindern mit 
Handicap ist oft gut organisiert. Mit Erreichen der Volljährigkeit stehen die 
bekannten Ansprechpartner und Hilfssysteme jedoch nicht mehr zur Verfü-
gung und die Betroffenen und ihre Familien müssen sich mühsam ein neues 
Hilfesystem aufbauen. Dabei ist die Berufsausübung ein wichtiger Aspekt 
gesellschaftlicher Teilhabe. Wir wollen eine Begleitung zur Unterstützung der 
Betroffenen, die gut über freie Träger organisiert werden kann. Mehr Men-
schen mit Behinderung sollen den Weg aus den Behindertenwerkstätten in 
Integrationsunternehmen oder auf den ersten Arbeitsmarkt finden. Dabei 
stehen Selbstbestimmung und Inklusion im Vordergrund. Jeder Mensch mit 
Handicaps soll individuell gefördert und ein passendes Arbeitsangebot er-
halten. Damit das gelingt, brauchen viele Unternehmen entsprechende Unter-
stützung.

282.	Barrierefreiheit schaffen. Als Freie Demokraten setzen wir uns für eine 
echte Barrierefreiheit in Bielefeld im kompletten öffentlichen Raum ein. Das 
schließt auch die Kommunikation zwischen Bürgerinnen und Bürgern und der 
Verwaltung ein. Öffentliche Gebäude wollen wir noch besser für sehbehinder-
te Menschen zugänglich machen. Dafür wollen wir alle öffentlichen Gebäude 
der Stadt Bielefeld durchgängig mit Tafeln in Braille-Schrift ausstatten und zu-
sätzlich die Installation einer optischen Wegeführung durch ein gut sichtbares 
Farbleitsystem prüfen. 

	x Moderne Drogenpolitik und effiziente Gesundverwaltung schaffen.    

283.	Wohnortnahe medizinische Versorgung sicherstellen. Gerade in Außen-
bezirken ist die Versorgung mit Haus-, Kinder- und Frauenärztinnen und -ärz-
ten häufig nicht zufriedenstellend. Wir wollen, dass sich Ärztinnen und Ärzte 
in der Nähe der Wohnorte der Bielefelderinnen und Bielefelder neu ansiedeln 
und dort auch bleiben. In Kooperation mit den in Bielefeld praktizierenden 
Ärztinnen und Ärzten sowie der kassenärztlichen Vereinigung ist eine Maß-
nahmenplanung zur Anwerbung von Ärztinnen und Ärzten zu konzipieren und 
umzusetzen. 

284.	Krisenfestigkeit verbessern. Die Verbreitung des Coronavirus hat gezeigt, 
wie verletzlich das öffentliche Leben ist. Darauf muss Bielefeld zukünftig 
besser vorbereitet sein. Wir brauchen einen schlagkräftigen und agilen öffent-
lichen Gesundheitsdienst. Um auf Krisenlagen künftig schneller und effizien 
ter reagieren zu können, soll ein konkreter Pandemieplan für Bielefeld erstellt 
werden. Grundlage ist ein Runder Tisch, der die Erfahrungen der Corona 
Pandemie zusammenträgt, Verbesserungsmöglichkeiten identifiziert und auf 
dieser Basis neue Richtlinien für einen Pandemiefall erarbeitet. 

285.	Drogenkonzept fortlaufend weiterentwickeln. Durch die bestehenden Dro-
genkonsumräume, die Substitutionsambulanz, das Methadon-Programm, die 
Diamorphin-Ambulanz und verschiedene Suchtberatungen stehen vielfältige 
Möglichkeiten der Betreuung und Beratung der drogenkranken Menschen zur 
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Verfügung. Wir wollen, dass das Drogenkonzept der Stadt Bielefeld laufend 
an die aktuelle Situation angepasst und aktualisiert wird. Dazu ist die regel-
mäßige Evaluierung notwendig ebenso wie eine intensive Beratung, um die 
Situation der Betroffenen zu lindern und Hilfsmöglichkeiten zu eröffnen.

286.	Mehr Kurzzeitplätze in der Pflege schaffen. Der Bedarf an Kurzzeitpflege 
nimmt weiter zu. Sie ermöglicht, dass Pflegebedürftige länger in ihrer ver-
trauten Umgebung leben können, da so im Falle einer Erkrankung oder nach 
einem Krankenhausaufenthalt der vorübergehend erhöhte Betreuungsbedarf 
abgedeckt werden kann. Für pflegende Angehörige ist die Kurzzeitpflege 
zudem eine ganz wichtige Entlastung. Im Rahmen der kommunalen Pflege-
planung setzen wir uns daher für einen Ausbau der Kurzzeitpflege ein. Inno-
vative Vergütungsmodelle sind hierfür zu prüfen. 

287.	Parken für ambulante Pflegedienste erleichtern. Wir wollen ambulanten 
Pflegediensten ein deutlich vereinfachtes Parken ermöglichen, damit Pflege-
kräfte die zu betreuenden Klienten schneller und ohne finanzielle Einbußen 
erreichen können.

288.	Pflegende Angehörige stärken. Selbsthilfegruppen und Beratungsangebote 
für pflegende Angehörige wollen wir fördern und prüfen, wie wir Angehörige 
besser in den Planungsprozess zur Pflege integrieren können. 

289.	Aufklärung, Prävention und Früherkennung bei psychischen Erkrankun-
gen stärken. Psychische Erkrankungen sind häufig und werden oft unter-
schätzt. Darüber hinaus sind sie immer noch mit hohen Tabus und Stigmata 
belegt. Oft kommt es zu einem Suizid. Studien haben zeigen können, dass 
die Suizidrate im Rahmen einer Aufklärung rückläufig war, aber wieder an-
steigt, als die Aufklärungsaktivitäten beendet waren. Wir wollen in der kom-
munalen Gesundheitskonferenz diskutieren, wie Aufklärung, Prävention und 
Früherkennung bei psychischen Erkrankungen durch kommunale Maßnah-
men weiter verbessert werden können. 

290.	Digitale Hilfe für psychische Gesundheit. Wir wollen psychologische Be-
ratungsangebote für Kinder und Jugendliche durch niedrigschwellige, digitale 
Lösungen ergänzen.



Integration und 
Gleichstellung –  
Bielefeld die  
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Heimatstadt
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Integration und Gleichstellung – Bielefeld die moderne 
Heimatstadt

Die Herausforderung 

Heimat ist, wo man verwurzelt ist und wo man neue Wurzeln schlagen kann. Bielefeld 
ist eine weltoffene Stadt, die Platz für diverse Lebensentwürfe und religiöse Vielfalt hat. 
Diese Toleranz und Weltoffenheit ist immer wieder herausgefordert und muss neu ver-
teidigt werden. 
Die überwältigende Mehrheit zugewanderter Menschen lebt integriert und selbstver-
ständlich in unserer Gesellschaft. Nicht zuletzt aufgrund der demographischen Entwick-
lung und des Fachkräftemangels ist Deutschland auf qualifizierte Einwanderung in den 
Arbeitsmarkt angewiesen. Strukturelle Benachteiligung wie u.a. hohe Arbeitslosigkeit, 
schlechte Schul- oder Berufsausbildung, mangelhafte Sprachkenntnisse oder fehlende 
soziale Kontakte und Bindungen zu der Mehrheitsgesellschaft sind Integrationshemm-
nisse. Für viele der in der letzten Einwanderungswelle in Bielefeld angekommenen 
Menschen muss der Übergang von einer ersten Orientierung und Betreuung zu einem 
eigenständigen Leben noch erfolgen, dies ist für die Integration die entscheidende Her-
ausforderung. 

Unser Kompass

Bielefeld ist eine Einwanderungsstadt. Wir wollen Anziehungspunkt für alle sein, die 
ihr Leben in die eigene Hand nehmen, die bereit sind zur Integration und damit einen 
positiven Beitrag für das Zusammenleben leisten. Bielefeld braucht qualifizierte Einwan-
derung in den Arbeitsmarkt, keine Einwanderung in die Sozialsysteme. Internationalität 
begreifen wir als Schlüssel für die Entwicklung Bielefelds zu einer europäischen Stadt, 
die weiß, woher sie kommt. Offen für Neues, aber auch ein klares Bekenntnis zur Pflege 
von Bielefelder Traditionen – so gelingt die moderne Heimatstadt.
Wir lehnen jede Form von Rassismus, Extremismus, Homophobie und Antisemitismus 
ab. Eine freie Stadtgesellschaft funktioniert nur, wenn jeder anderen Freiheit gewährt 
und sie gleichberechtigt leben lässt. Gegnern dieser Maxime werden wir, unabhängig 
von ihrer ethnischen oder kulturellen Zugehörigkeit, entschieden widersprechen. Als 
Richtschnur unseres freien Zusammenlebens sehen wir unser Grundgesetz an.
Menschen mit nicht-deutscher Herkunftssprache und tiefen Bezügen zu anderen Kul-
turräumen sehen wir als eine große Bereicherung und eine große Chance für unse-
re Stadt, ohne die Herausforderungen der Integration zu verkennen. Für uns ist es 
selbstverständlich, dass alle, egal welcher Herkunft, die gleichen Rechte und Pflichten 
genießen. Wir fragen nicht, wo jemand herkommt, sondern wo jemand hinwill. Gute 
Kenntnisse der deutschen Sprache sind Grundvoraussetzung für Chancengleichheit 
und gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft. Daher unterstützen wir alle Maß-
nahmen, die zum Erlernen der deutschen Sprache beitragen, ohne dass Kinder aus 
Zuwandererfamilien ihre Mehrsprachigkeit aufgeben. 
Das Bemühen von Integration ist keine Einbahnstraße. Eine offene und pluralistische 
Gesellschaft kann nur gelingen, wenn das ethnische und kulturelle Anderssein akzep-
tiert wird. Wir haben Respekt vor alternativen Lebensentwürfen und vor unterschied-
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lichen Glaubensüberzeugungen. Wir sind aber auch gegen Parallelgesellschaften von 
Migranten innerhalb unserer Gesellschaft und verlangen vehement die Einhaltung von 
Regeln, die wir uns für unser Zusammenleben gegeben haben. 
Bielefeld ist offen für vielfältige Lebensentwürfe. Ob sexuelle Orientierung und Identi-
tät, religiöses Bekenntnis und Praxis oder körperliche Besonderheiten – wir möchten 
in einer toleranten und inklusiven Stadt leben. Wir setzen uns für die Anerkennung und 
Wertschätzung von selbstgewählten Lebensentwürfen und angeborenen Identitäten ein. 
Niemand darf für seine Individualität angefeindet oder ausgegrenzt werden. Dies gilt 
auch für politische Grundüberzeugungen, die, solange sie andere achtet, nicht zu Aus-
grenzungen führen darf. Politik für Diversität ist nicht nur eine Sorge um Minderheiten, 
es geht um die Wertschätzung und die Freiheit aller Menschen.

Unsere Maßnahmen – Was zu tun ist:

	x Zuwanderer integrieren

291.	Für Zugewanderte mit Bleibeperspektive eine Stadt der Ankunft sein. 
Sowohl Sprach- wie auch Integrationskurse müssen niedrigschwellig, aber 
auch verpflichtend für jeden angeboten werden. Neben dem Spracherwerb, 
müssen auch die Grundlagen unseres Staates und Grundgesetzes vermittelt 
werden - dazu gehören die Stellung der Frau, von LSBTI+ Personen und der 
Respekt von jeglichen religiösen Gruppen zueinander. 

292.	Mehr Ordnung in der Zuwanderung unterstützen - Keine migrationspoli-
tischen Alleingänge machen. Zuwanderung nach Deutschland muss bes-
ser geordnet werden. Dies geschieht in Verantwortung von EU, Deutschland 
und dem Land NRW. Wir unterstützen die kommunale Ausländerbehörde in 
der Umsetzung der auf höheren Ebene festgelegten Regeln und getroffenen 
Entscheidungen. Dies gilt auch bei der Anordnung und Durchsetzung von Ab-
schiebungen. Aufnahmen über die Verpflichtungen Bielefelds hinaus lehnen 
wir ab. Auch eine Mitgliedschaft Bielefelds in Vereinen mit migrationspoliti-
scher Zielsetzung (z.B. „Sichere Häfen“) sehen wir kritisch. 

293.	Sprachförderung ist der Integrationsschlüssel. Wir wollen alle Möglichkei-
ten mobilisieren, damit alle Kinder so umfassend, so schnell und so zeitnah 
wie möglich Deutsch lernen. Dazu brauchen wir bedarfsdeckende Klassen 
mit Deutsch als Fremdsprache (DaF), in denen geschultes Personal arbeitet, 
sowohl an Grundschulen als auch an weiterführenden Schulen. Aber auch in 
den Kitas muss verstärkt Deutsch gelernt werden. Als weiterer Baustein kann 
das Potenzial älterer Bürgerinnen und Bürger genutzt werden. Tandempart-
nerschaften zwischen Senioren und Geflüchteten halten wir dabei für einen 
sinnvollen Weg. Darüber hinaus wollen wir, dass mit aufsuchender Sozialar-
beit nicht integrierten Menschen Perspektiven der Integration und damit neue 
Chancen aufgezeigt werden. 
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294.	Herkunftssprache fördern. Die Forschung zur Mehrsprachigkeit hat deutlich 
herausgearbeitet, dass für Kinder, die Deutsch als Zweitsprache erwerben, 
die richtige Beherrschung der Herkunftssprache eine wichtige Voraussetzung 
ist. Wir möchten, dass diese Kinder zwei Sprachen gut beherrschen und nicht 
beide schlecht. Diese Förderung muss so früh wie möglich erfolgen. Wir for-
dern daher neben dem Ausbau und einer wesentlich intensiveren Bewerbung 
des herkunftssprachlichen Ergänzungsunterrichts in den Schulen (siehe Kapi-
tal Bildung) den Ausbau von herkunftssprachlich-bilingualen Kita-Gruppen. 

295.	Besuch von Integrationskursen vereinfachen. Um den Besuch von Integ-
rationskursen für junge Mütter zu vereinfachen, sollten Kinderbetreuungsan-
gebote zu einer ausreichenden Anzahl von Kursen angeboten werden. 

296.	Einbürgerungen erleichtern und feiern. Der Erwerb der deutschen Staats-
bürgerschaft ist zumeist Ausweis einer gelungenen Integration und auch ein 
wichtiger Meilenstein in der jeweiligen Lebensgeschichte. Als aufnehmende 
Gesellschaft freuen wir uns über den Wunsch, die Staatsbürgerschaft anzu-
nehmen. Wir haben daher mit anderen in der letzten Periode durchgesetzt, 
dass hierzu einmal im Jahr ein Einbürgerungsfest im Rathaus veranstaltet 
wird. Dies wollen wir weiter unterstützen und ausbauen. Wir wollen zudem 
prüfen, ob die vom Bund festgelegten Gebühren durch die Stadt übernommen 
werden können. Die Möglichkeit der Einbürgerung wollen wir in der Öffentlich-
keit bekannter machen. 

297.	Gründungen fördern Integration. 25% aller Unternehmensgründungen 
erfolgen in Bielefeld durch Menschen mit Migrationshintergrund. Wir wol-
len, dass die städtische Wirtschaftsförderung Unternehmensgründungen an 
dieser Stelle zusätzlich stimuliert. Beratung und Werbung für die Selbststän-
digkeit kann hier viel Unternehmergeist freisetzen. Dafür sind zielgruppen-
gerechte Angebote eine Erfolgsvoraussetzung (siehe Kapitel Wirtschaft). Die 
auf unsere Initiative hin unternommenen Bemühungen erachten wir als nicht 
umfangreich genug. 

298.	Vielfalt im öffentlichen Dienst fördern. Die Vielfalt unserer Gesellschaft 
sollte sich auch in der personellen Struktur des öffentlichen Dienstes wider-
spiegeln. Leider nehmen viele Menschen mit Migrationshintergrund einen Be-
ruf im öffentlichen Dienst nicht als Möglichkeit für sich selbst wahr. Eventuelle 
Hemmschwellen müssen mit gezielten Werbeaktionen an Bielefelder Schulen 
abgebaut werden. 

299.	 Integrationsrat stärken. Die Mittel für die Arbeit des Integrationsrates wollen 
wir erhöhen und weiter proaktiv mit dieser Vertretung zusammenarbeiten. 
Maßnahmen zu Erhöhung der Wahlbeteiligung wollen wir fördern. Wir möch-
ten dem Vorstand des Integrationsrates ein Mitspracherecht bei der Beset-
zung seiner Geschäftsstelle einräumen und sicherstellen, dass der Integra-
tionsrat vor Besetzung der Leitung des Kommunalen Integrationszentrums 
angehört wird.  
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300.	Unterstützung von Migrantenselbstorganisationen strukturell ausbauen. 
Migrantenselbstorganisationen sind ein starker und wichtiger Beitrag für eine 
gelingende Integration. Wir wollen diese fördern und wo möglich besser ver-
netzen. Ihr Engagement wollen wir stärker durch die Stadtspitze anerkennen 
und unterstützen. 

301.	Erinnerung an Gastarbeitergeneration pflegen. Den Beitrag der sog. 
Gastarbeiterinnen und Gastarbeiter zu unserer Gesellschaft wollen wir do-
kumentieren und dadurch anerkennen. Die von uns mitinitiierte Ausstellung 
„angekommen“ war hierfür ein wichtiger Meilenstein. Wir regen an, dass das 
Historische Museum die Spuren der Geschichte der Gastarbeitergeneration 
systematisch sammelt und archiviert, damit weitere Ausstellungen u.Ä. zu die-
sem wichtigen Kapitel der Stadtgeschichte zusammengestellt werden können. 

302.	Freie Religionsausübung gewährleisten. In Bielefeld lebt eine wachsende 
Zahl von gläubigen Muslimen unterschiedlicher Herkunft. Wir treten dafür ein, 
dass sie wie alle anderen Angehörigen von Religionsgemeinschaften auch, 
die Möglichkeit erhalten, für sich angemessene Gebetsräume zu schaffen. 
Für die Akzeptanz von Moscheen in der nicht-muslimischen Mehrheitsgesell-
schaft ist ein umfassender Dialog hilfreich. Er dient dazu, Ängste und Vorbe-
halte abzubauen und trägt zum fairen Miteinander von Christen, Muslimen, 
Juden, Anders- und Nichtgläubigen bei. 

303.	Jüdisches Leben in Bielefeld fördern. Wir wollen Projekte des Kennen-
lernens vom modernen Judentum in unserer Stadt fördern. Dazu gehören für 
uns die Förderung der Projekte der Mahn- und Gedenkstätte im Stadtleben 
auch außerhalb von Gedenktagen mehr zu verankern. Auch die Pflege von 
Stolpersteinen in unserem Stadtbild gehört ebenso dazu wie auch der ver-
stärkte Austausch zwischen Stadtgesellschaft und Jüdischer Gemeinde. Mehr 
Schüleraustausche in unsere israelische Partnerstadt Nahariya zu realisieren, 
gehört für ein lebendiges Miteinander dazu. Wir unterstützten die gemeinsa-
me Zielsetzung aller Fraktion des Rates, jedem Bielefelder Schulkind eine 
Gedenkstättenfahrt zu ermöglichen.

	x Hilfe für Geflüchtete

304.	Geflüchteten Unterkunft und Perspektive geben. Für uns Freie Demokra-
ten ist es eine humanitäre Verpflichtung, Menschen, die vor Verfolgung, Terror 
oder Krieg flüchten, Schutz zu bieten. Geflüchtete Menschen, die zu uns 
kommen, müssen menschenwürdig untergebracht werden. Wir setzen uns 
für eine dezentrale Unterbringung und eine gleichmäßige Verteilung über die 
Stadtbezirke ein.

305.	Keine gesonderten Aufnahmen. Bielefeld kommt seinen Verpflichtungen bei 
der Unterbringung von Geflüchteten seit Jahren vorbildlich nach. Dies wollen 
wir beibehalten. Zusätzliche Aufnahmen führen durch das System der Zu-
weisungsquoten zu einer verringerten Aufnahme von Geflüchteten in anderen 
Städten. Wir lehnen solche Alleingänge ab.
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306.	 Integration für Integrationswillige, Abschiebung für Integrationsun- 
willige. Wer bei uns arbeiten und seinen Lebensunterhalt verdienen möchte, 
soll daran nicht durch Arbeitsverbote gehindert werden. Ganz im Gegen-
teil: Voraussetzung für ein dauerhaftes Bleiberecht ist die Bereitschaft, sich 
in unsere Gesellschaft und den Arbeitsmarkt zu integrieren. Dies wollen wir 
wo immer möglich fördern. Wird ein Asylgesuch abgelehnt und ist kein Inte-
grationswille erkennbar oder liegen sogar Straftaten vor, wollen wir aber eine 
konsequente und zügige Rückführung durchführen.

307.	Asylbewerberinnen und Asylbewerber zu gemeinnützigen Arbeiten her-
anziehen. Wir wollen prüfen, wie Geflüchtete deutlich stärker gemeinnützigen 
Arbeiten verrichten können. Das schafft einen Gegenwert für die gewährte 
Unterstützung und ist ein ersten Integrationsschritt. 

	x Bielefeld international

308.	Pflege der Städtepartnerschaften deutlich ausbauen. Die Partnerschaften 
Bielefelds mit anderen Städten auf der ganzen Welt bieten eine gute Chan-
ce, die Perspektiven zu erweitern und Vorurteile abzubauen. Diese Chancen 
müssen viel engagierter ergriffen werden. Die Vereine, die sich mit viel ehren-
amtlichem Engagement um die Pflege der Beziehungen zu ihren Partnern 
kümmern, wollen wir besser unterstützten. 

309.	Neue Partnerschaft mit taiwanesischer Großstadt. Taiwan ist eine pros-
perierende, die Menschenrechte wahrende Demokratie, die massiven Ein-
schüchterungsversuchen Chinas und diplomatischer Isolation unterworfen 
ist. Wir wollen durch eine Partnerschaft ein Zeichen der Solidarität geben und 
gleichzeitig durch einen Austausch auf technischer, kultureller, wirtschaftlicher 
und administrativer Ebene auf Augenhöhe Neues lernen. 

310.	Mehr Schüleraustausch mit Partnerstädten. Das Kennenlernen neuer Kul-
turen und die Begegnung mit ihren Menschen ist eine wertvolle Erfahrung und 
bester Garant für eine weltoffene und tolerante Haltung. Das Netz unserer 
Partnerstädte sollten wir intensiver hierfür nutzen. Der Aufbau und die Unter-
stützung direkter Schulkontakte müssen verstärkt und systematisiert werden. 

311.	Zweisprachigkeit der Verwaltung ausbauen. Wir wollen englische Sprach-
angeboten in der Verwaltung ausbauen, damit sich etwa ausländische Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter Bielefelder Unternehmen in unserer Stadt 
schneller wohl fühlen und leichter zu Recht finden. Der Erwerb englischer 
Sprachkenntnisse soll daher ein Schwerpunkt der Fortbildung der Verwal-
tungsmitarbeiter sein. Ziel ist eine vollständig zweisprachige Verwaltung. 
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	x LSBTIQ* gleichstellen

312.	Kommunales Gleichstellungskonzept weiterverfolgen. Wir haben 2017 
das kommunale Gleichstellungskonzept befürwortet und wollen dieses weiter-
verfolgen und ausbauen. Dieses Programm u.a. für die Bereiche Soziales, 
Wohnen, Gesundheit, Jugend ist ein vom Rat beschlossenes Maßnahmen-
paket. Wir setzen uns für eine zeitnahe Umsetzung der Maßnahmen ein und 
wollen den Prozess intensiv politisch begleiten. Eine jährliche Berichterstat-
tung im Hauptausschuss des Rates stellt dies sicher. Besonders wichtig ist 
uns die Unterstützung ehrenamtlichen Engagements. 

313.	Ehrenamtliches Engagement fördern. Es gibt in Bielefeld eine Vielzahl an 
freien Hilfs-, Beratungs- und Betreuungsinstitutionen von LSBTIQ* Vereinen 
und Initiativen. Diese wollen wir weiter unterstützen und fördern. Durch die 
Schaffung einer Anlaufstelle innerhalb der Stadtverwaltung ist eine Versteti-
gung dieses privaten Engagements erreicht worden. 

314.	CSD stärker herausstellen. Der jährlich stattfindende und selbstorganisierte 
Bielefelder Christopher Street Day soll stärker als Kulturevent mit gesamt-
städtischer Bedeutung bewertet und auch vermarktet werden. Bielefeld Mar-
keting kann sich hier umfassender einbringen. Wir wollen dafür werben, dass 
die Unterstützung des CSD noch breiter wird und auf alle gesellschaftlichen 
Akteure in der Stadt zugehen, um für Beteiligung zu werben. Der politische 
Charakter der Veranstaltung soll dabei nicht in Frage gestellt werden. 

315.	Räume für LSBTIQ*-Veranstaltungen und Beratung zur Verfügung 
stellen. Wir wollen den städtischen Raumbestand auf Nutzungsmöglichkeiten 
für ehrenamtlich organisierte Angebote für LSBTIQ* überprüfen, da insbeson-
dere Beratungsmöglichkeiten fehlen.  
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Regionale Zusammenarbeit – Unsere Region als Trumpf im 
Standortwettbewerb

Die Herausforderung

Bielefeld ist das Oberzentrum in Ostwestfalen-Lippe. Diese Rolle muss nicht nur in 
der Stadtpolitik sichtbar sein, sie muss auch strategisch definiert sein. Bielefeld hat im 
Wettbewerb mit anderen Großstädten einen großen Vorteil: Unsere Region. Ostwest-
falen-Lippe ist eine starke Region und Bielefeld ist mit Abstand die größte Stadt. Darin 
liegen immense Chancen. Das Einzugsgebiet für unseren Einzelhandel ist attraktiv, 
unsere Hochschulen und Kultureinrichtungen strahlen in die gesamte Region aus. OWL 
ist mit seiner gesunden und innovativen Wirtschaftsstruktur ein „hidden champion“ der 
europäischen Regionen. Gemeinsame Initiativen wie das Spitzenclusterprogramm „It´s 
OWL“ haben gezeigt, welche Potenziale in der regionalen Zusammenarbeit liegen. 
Regionale Zusammenarbeit ist vielschichtig. Die Chancen liegen sowohl in der gesam-
ten Region OWL als auch im näheren Umfeld wie der Regiopole (Städtekooperation im 
näheren Umkreis: Herford, Bad Salzuflen etc.) und den benachbarten Kreisen Herford 
und Gütersloh. Die große Klammer ist OWL, der Markenkern ist Bielefeld. 
Leider wurden diese Chancen in den letzten Jahren nicht konsequent genutzt. Desinte-
resse oder kleinliche Streitereien prägten unser Verhältnis zu den Nachbarkommunen. 
In manchen Feldern stehen wir auch im Wettbewerb mit unseren Nachbarn, aber unse-
re Hauptwettbewerber sind Städte gleicher Größenordnung in ganz Deutschland und 
unsere Nachbarn sind dabei ein zentraler Vorteil. Darum müssen wir die Potenziale, die 
unsere Stellung in unserer Region bietet, konsequent nutzen. 
Andere Regionen und Regiopole bringen sich bereits in Stellung. Wir dürfen diese Ent-
wicklung nicht verschlafen. 

Unser Kompass

Bielefeld muss sich gegenüber seinen Nachbarstädten partnerschaftlich verhalten: 
Selbstbewusst, aber nicht überheblich; die eigenen Interessen wahren, aber zunächst 
das Gemeinsame fördern; die Verständigung suchen, statt die Eskalation in Kauf zu 
nehmen. Von einem guten Miteinander in OWL profitieren wir alle, denn wir stehen auch 
als Region im nationalen Wettbewerb und wollen dabei alle unser gemeinsames Ein-
zugsgebiet als Trumpf einsetzen.
Wir wollen daher aktiver als bislang den Kontakt zu den anderen Kreisen, Städten und 
Gemeinden in OWL suchen und ausbauen. Für regional bedeutsame Themen wollen 
wir uns an vorderster Linie einsetzen und ein Sprecher der Region mit Gewicht werden. 
Die interkommunale Zusammenarbeit muss in allen Bereichen verstärkt werden. Kom-
munale Leistungen, die im Verbund angeboten werden, können zudem Steuergelder 
einsparen, ohne den Leistungsumfang zu reduzieren.  
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Unsere Maßnahmen –Was zu tun ist: 

316.	Regiopolregion intensivieren. Wir wollen mit allen oder einzelnen Kommu-
nen der Regiopolregion umfassende Vereinbarungen zur Umsetzung neuer 
Projekte der Zusammenarbeit aushandeln. Gerade in den Bereichen Verwal-
tung, Wirtschaft und Kultur liegen enorme Potenziale. So könnten bestimm-
te Verwaltungseinheiten gemeinsam betrieben, Beschaffungen gebündelt, 
Bibliotheken vernetzt, Kulturprogramme gemeinsam veranstaltet oder Perso-
nalvertretungen wechselseitig organisiert werden. Wir wollen, dass die hier-
aus entstehenden Kooperationen Vorbild und Keimzelle für ähnlich gelagerte 
Zusammenarbeit mit weiteren Kommunen in OWL werden. Die Regiopolregi-
on soll nicht als Konkurrenz zu OWL-weiten Projekten sondern als intensivere 
Ergänzung und Schrittmacher der Zusammenarbeit in der ganzen Region 
betrieben werden. 

317.	 Interkommunale Zusammenarbeit im IT-Bereich forcieren. Im Bereich der 
IT wollen wir eine enge Kooperation mit Kommunen und Kreisen der Region 
eingehen. Eine gemeinsame Softwarebasis wie SAP schafft Synergien und 
kann von einem einzigen Dienstleister betreut werden. Dieser Dienstleister 
darf auch privatrechtlich organisiert sein. Wichtig ist, dass die Basis von Soft- 
und Hardware Komponenten langfristig in allen den teilnehmenden Städten 
bzw. Kreisen synchronisiert werden, um eine gemeinsame, schnelle, schmale 
und kostengünstige Betreuung zu schaffen. 

318.	Regionale Verantwortung wahrnehmen. Gegenüber dem Land NRW, dem 
Bund oder auch der Bahn muss Bielefeld deutlich vernehmbarer Fürsprecher 
der Region sein. Gemeinsame Appelle initiieren und vorbringen, Interessen 
und deren Durchsetzung koordinieren – diese Aufgaben sollten in der Region 
auch und vor allem vom Oberzentrum wahrgenommen werden. Die Biele-
felder Verwaltung sollte dazu im regelmäßigen Austausch mit den Landräten 
stehen.

319.	Flughafen als Projekt der Region. Auf Veranlassung der Grünen ist Biele-
feld als Gesellschafter beim Flughafen Paderborn/Lippstadt ausgestiegen. 
Mittlerweile wird versucht, flugaffines Gewerbe um das Gelände herum an       
zusiedeln und den Flughafen als einen Innovationstreiber in der Luftfahrt zu 
positionieren. Wir befürworten die Prüfung eines Wiedereinstiegs der Stadt 
Bielefeld als Gesellschafter. Eine Großstadt braucht die Nähe zu einem Flug-
hafen, er ist ein wichtiger Standortfaktor. Auch eine bessere Verkehrsanbin-
dung des Flughafens wollen wir fördern. 

320.	 It´s OWL entschiedener fördern. Bielefeld muss innerhalb des Spitzenclus-
ters „It´s OWL“ eine starke Rolle spielen. Wir wollen, dass die Beteiligung von 
Bielefelder Unternehmen und Hochschulen durch die Stadt gefördert wird, 
auch hier muss Bielefeld seiner Verantwortung und Führungsfunktion nach-
kommen. 
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321.	Bei Feuerwehr, Leitstelle und Notrufen Kooperation suchen. Eine Leit-
stelle für Notrufe ist teuer und muss nicht immer neu entwickelt werden. Zwar 
werden derzeit bereits neue Leitstellen gebaut, langfristig sollten aber die 
Stadt Bielefeld und die Kreise Herford und Gütersloh eine Strategie entwi-
ckeln, die Leitstellen zusammenzulegen. Nicht nur Feuerwehr, Rettungsdienst 
und Polizei haben Gemeinsamkeiten, auch der ärztliche Bereitschaftsdienst 
(Nr. 115 116) kann dabei - wie der Kreis Lippe zeigt - gut integriert werden. 

322.	Verkehr besser vernetzen. Leider endet ein gut abgestimmter ÖPNV oft an 
den Kreisgrenzen. Zwar gibt es Verbindungen, in der Abstimmung beispiels-
weise zu Tarifsystem, Stadtbahn oder P&R Systemen hapert es aber. Gerade 
Bielefeld muss als Oberzentrum mit Hauptbahnhof und rund 120.000 Pendler-
bewegungen am Tag besser aus der Region erreichbar werden. Die Elektri-
fizierung von Verbindungen in die Region ist auch im Bielefelder Interesse. 

323.	Durch regionale Planung Förderschulen sichern. Förderschulen sind 
eine wichtige pädagogische Ressource, die besonders oft über Stadtgrenzen 
hinweg genutzt werden. Wir wollen eine regionale Entwicklungsplanung für 
Förderschulen aufnehmen, um Eltern von Kindern mit besonderem Förderbe-
darf weiterhin die Wahl zwischen Unterricht an einer Förder- oder einer Regel-
schule zu ermöglichen.   

324.	Stärkere Präsenz im Regionalrat. Der Regionalrat ist ein wichtiges Be-
schlussgremium bei der Bezirksregierung Detmold. Wir wollen, dass die 
Bielefelder Verwaltung sich dort intensiver einbringt und eine aktivere Rolle im 
Konzert der Kreise spielt. Neben der Regionalplanung soll Bielefeld Initiativen 
zur Stärkung der Region unterstützen und fördern. 
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Sportstadt Bielefeld entwickeln

Die Herausforderung

Sport bietet eine wichtige Abwechslung zum Alltag, schafft Perspektivwechsel und 
bereitet Freude. Er dient der eigenen Gesundheitsvorsorge und dem Austausch der 
Kulturen und vermittelt Werte wie Fairness, Akzeptanz von Regeln und Achtung des 
sportlichen Gegners. Wer Sport treibt, hat eine höhere Lebensqualität. Außerdem ist 
Sport auch Quelle sozialen Lernens und leistet einen wichtigen Beitrag zur Gewalt- und 
Suchtprävention. Sein integrativer Faktor ist erheblich und eine ganzheitliche Bildung 
wird durch Sport erst möglich. Leistungssport ist ein wichtiges Aushängeschild für eine 
Stadt und hat eine immense Vorbildfunktion. Einzelne nationale und internationale Erfol-
ge Bielefelder Sportlerinnen und Sportler im Spitzensport sind in der Stadt abseits des 
Fußballs zu wenig bekannt. Der Leistungssport hat einen höheren Stellenwert verdient. 
In unserer Gesellschaft wird Sport zu einem großen Teil in ehrenamtlich organisierten 
Vereinen betrieben. Vereine sind ein wichtiges Bindeglied in der Gesellschaft und bieten 
soziale Heimat. Das ehrenamtliche Engagement muss kontinuierlich gefördert werden, 
auch weil es im Wettbewerb zu anderen Freizeitgestaltungen steht. Auch durch die Aus-
weitung von Schulzeiten wird die Jugendarbeit für Vereine schwieriger. 

Unser Kompass 

Wir wollen im Rahmen der bestehenden Sportentwicklungsplanung die Bereitstellung, 
Pflege und Nutzung vielfältiger Freizeit-, Sport- und Erholungseinrichtungen für Ver-
eine und den vereinsungebundenen Sport koordinieren und einen stärkeren Akzent im 
Spitzensport setzen. Unsere Sportvereine sind ein wichtiger Partner, denn der Sport im 
Verein ist für den Breitensport, Leistungssport und für den Behindertensport in unserer 
Stadt von großer strategischer Bedeutung. Wir wollen sie daher noch stärker mit öffentli-
chen Angeboten vernetzen und diese einbinden. 
Als Freie Demokraten begrüßen und fördern wir bürgerschaftliches Engagement. Wo 
Bürger tätig werden, sollen sich Staat und Stadt zurückhalten. Daher fördern wir das 
Ehrenamt im Sport und darüber hinaus. 

Unsere Maßnahmen – Was zu tun ist: 

325.	Masterplan Schwimmen - Jedes Kind soll schwimmen lernen. Das 
Schwimmabzeichen in Bronze ist der Ausweis belastbarer Schwimmfähig-
keit. Schwimmen zu können wird immer mehr auch zu einer sozialen Frage 
in unserer Stadt. Damit unabhängig vom Elternhaus jedes Kind nach der 
Grundschulzeit schwimmen kann, haben wir einen Masterplan Schwimmen 
vorgeschlagen und wollen, dass die Stadt ihn in der nächsten Periode end-
lich umsetzt. Hierzu gehören die städtische Erfassung der Schwimmfähigkeit 
von Grundschulkindern, das Angebot bzw. die Vermittlung von Kursen in den 
Schulferien, ausreichende Schwimmhallenkapazitäten und die Nutzung der 
Freibäder. Wir wollen es privaten Anbietern einfacher machen, Schwimm-
kurse anzubieten und sie in die Konzeption eines koordinierten städtischen 
Vorgehens einbinden. 
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326.	Grundschulwettbewerb Schwimmen starten. Wir wollen einen stadtweiten 
Wettkampf zum Schulschwimmen initiieren, um dem Thema Schwimmen im 
Grundschulalter mehr Aufmerksamkeit zu geben. Unter der Schirmherrschaft 
des Oberbürgermeisters sollen vor allem die Schulen ausgezeichnet werden, 
die die größten Erfolge bei der Vermittlung der Schwimmfähigkeit erzielt ha-
ben. 

327.	Ausreichende Bäderkapazitäten planen – Lernschwimmbecken bauen. 
Fehlende Hallenzeiten, vor allem aber lange Fahrten zu Schwimmstätten sind 
für den Schwimmunterricht an Schulen ein großes Hindernis. Wir wollen nach 
einer systematischen Bedarfs- und Standortplanung Lehrschwimmbecken 
bauen, so dass Grundschulkinder am Schulstandort oder in kurzer Entfer-
nung hierzu lernen können und die Unterrichtszeit im Wasser und nicht im 
Bus verbringen. Die Lehrschwimmbecken sind für Kursanbieter zu öffnen. 

328.	Freibäder erhalten und intensiver nutzen, flexiblere Öffnungszeiten 
umsetzen. Unsere Freibäder sind eine kostenintensive Infrastruktur, die wir 
möglichst optimal auslasten wollen. Daher fordern wir deutlich flexiblere und 
wetterabhängige Öffnungszeiten. Insbesondere wollen wir die Öffnungen in 
den Ferienzeiten ausweiten und an heißen Tagen z.B. Berufstätigen ermög-
lichen, am Abend zu schwimmen  

329.	Zusammenarbeit mit den Fördervereinen intensiveren. Wir wollen eine 
Zusammenarbeit auf Augenhöhe zwischen der Bädergesellschaft und den 
Fördervereinen. Das ehrenamtliche Engagement wollen wir stärker fördern 
und insbesondere das Know-how der Vereine besser für Entscheidungspro-
zesse nutzen. 

330.	Sportliche Großveranstaltungen nach Bielefeld holen. Wir wollen, dass 
Bielefeld deutlicher als bislang auch als Austragungsort großer Sportveran-
staltungen wahrgenommen wird. Bestehende Traditionsveranstaltungen wol-
len wir stärken. Darüber hinaus wollen wir weitere Sporthighlights wie Länder-
spiele oder nationale Finalkämpfe in einer Vielzahl von Sportarten möglichst 
kostenneutral nach Bielefeld holen.  

331.	Leistungssport systematisch entwickeln und unterstützen. Wir wollen in 
einem Masterplan Leistungssport für die kommenden Jahre konzipieren, wel-
che Rahmenbedingungen verbessert werden müssen, damit Bielefeld sich im 
Leistungssport deutlich weiterentwickeln kann. Das wird Planungen und an-
schließende Umsetzung für den Ausbau und die Pflege von Vereinssportan-
lagen, Bau von Sporthallen, Sanierung von Kunstrasenplätzen und finanzielle 
Unterstützung von Spitzensportvereinen beinhalten. Der Sportschule NRW 
mit ihren Bielefelder Standorten Theodor-Heuss-Realschule und Helmholtz-
Gymnasium kommt im Rahmen dieses Konzeptes eine besondere Bedeutung 
zu. Nur eine sehr gute Sportinfrastruktur ermöglicht es jungen Bielefelder 
Sportlerinnen und Sportlern, Spitzenleistungen zu erreichen.  
 



Agenda 2030 - Der echte Wechsel 91

332.	Sport- und Talentförderung stärken. Wir wollen ein Bielefelder Modell der 
konsistenten Bewegungs-, Sport und Talentförderung entwickeln und etablie-
ren. Hierzu soll ein Konzept zur Bewegungsförderung von Kindern insbeson-
dere in Stadtteilen mit sozialem Handlungsbedarf entwickelt werden.

333.	Kräfte bündeln, Sportstadt etablieren. Neben der bewährten Organisation 
des Schul- und Vereinssportbetriebes wollen wir den Ausbau des Leistungs-
sports inkl. Talentförderung konzeptionell neu aufstellen und koordinieren. 
Eine strategische Steuerung im Sportamt oder die Schaffung einer Sport-
agentur nach dem Vorbild anderer Städte, wie Düsseldorf könnte eine solche 
Koordinierung leisten.  

334.	Sport in der wachsenden Stadt. Die Sportentwicklungsplanung wollen wir 
kontinuierlich weiterentwickeln. Noch 2009 rechnete man beim damaligen 
Plan mit einem Rückgang der Bielefelder Bevölkerung. Dabei ist uns wichtig, 
bestehende Sportstätten durch Sanierungen zu erhalten und neue entspre-
chend der Einwohnerentwicklung Bielefelds sowie aktueller Trends und Ent-
wicklungen im Sportbereich zu errichten bzw. Vereine dabei zu unterstützen, 
dies zu tun.     

335.	Sport im Miteinander gestalten. Wir streben den Erhalt eines breiten poli-
tischen Konsenses in der Bielefelder Sportpolitik an. Wir wollen nicht, dass 
Vereine gegeneinander oder gegen den vereinsungebundenen Sport ausge-
spielt werden. Wir setzen auf ein einvernehmliches und konstruktives Mitein-
ander aller Akteure. Sportpolitik soll nicht über, sondern mit den Akteuren und 
Experten entscheiden.

336.	Verwendung der Sportpauschale fortsetzen. Die Mittel aus der Sport-
pauschale sollen nach dem bisherigen Modell weiterverwendet werden. Die 
öffentlichen Mittel können so durch die beträchtlichen Eigenleistungen der 
Vereine vervielfachte Wirkung erzielen. Mit Eigenmitteln erbaute Sportstätten 
werden in der Regel auch nachhaltiger gepflegt. Über die Fördermöglichkei-
ten sollen Vereine auch durch das Sportamt umfassend informiert und bera-
ten werden.  

337.	Privates Kapital für den Sport mobilisieren. Wir werden private Inves-
toren ermutigen, in Sportstätten zu investieren, beziehungsweise neue zu 
errichten. Dazu werden wir dafür sorgen, dass die Genehmigungsprozesse 
innerhalb der Stadtverwaltung unkomplizierter und pragmatischer ausfallen. 
Einwerbung von Sponsoringmitteln wollen wir erleichtern und die Sponsoring-
richtlinie vereinfachen. 

338.	Kostenlose Nutzung städtischer Gebäude für die Jugendarbeit. Zur För-
derung des ehrenamtlichen Engagements wollen wir, dass städtische Gebäu-
de für die Jugendarbeit grundsätzlich kostenlos genutzt werden können. Die 
Nutzung öffentlicher Gebäude und Einrichtungen durch Vereine und Initiativen 
wollen wir stark vereinfachen und vergünstigen. Dies schließt Sportangebote 
für Ältere ausdrücklich ein. 
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339.	Hallenplanung digitalisieren. Wir wollen die Möglichkeiten der Digitali-
sierung nutzen, um die Vergabe von Hallenkapazitäten an Sportvereine zu 
entbürokratisieren und transparenter zu machen. Durch Lesegeräte in den 
Hallen soll die Nutzung überprüft werden können. Zur Verbesserung der Ser-
vicequalität des Hallenzugangs durch Hausmeister soll ein Feedback-System 
für Vereine eingerichtet werden. Damit soll die Zufriedenheit der Vereine mit 
Hallenzugang und Hallenkapazitäten erfasst werden, um ggf. Verbesserun-
gen einleiten zu können.   

340.	Bewegung von Anfang an. Als Beginn einer lebenslangen Bewegungskultur 
sollen Sportstunden in allen Kindertagesstätten verstärkt angeboten werden. 
Wir wollen dazu mit allen Trägern einen breiten Konsens finden.   

341.	Mehr Sport im Rahmen der Schulzeit. Die Anstrengungen, Sport- und 
andere Vereine in OGS-Angebote zu integrieren, wollen wir verstärken. Die-
ser Sport im Rahmen der Schulzeit muss ausgebaut und besser organisiert 
werden. Wir wollen an den Schulen durch qualifizierte Trainer zu attraktiveren 
Sportangeboten kommen und die Vernetzung mit Sportvereinen und anderen 
Schulen in unmittelbarer Nähe zur Schule vorantreiben.

342.	Vereinsunabhängigen Sport fördern. Wir wollen niedrigschwellige Sport- 
und Bewegungsmöglichkeiten in der Stadt und den Parks pflegen und aus-
bauen. Bielefeld braucht mehr Bolzplätze, die für alle zugänglich sind. Wir 
wollen den Zugang zu Schulhöfen grundsätzlich erhalten und ggf. vorhandene 
Einzäunungen allenfalls nachts verschließen (siehe Kapitel Bildung). Wir be-
fürworten die Aufstellung von Sport-Fitnessgeräten, die auch für Seniorinnen 
und Senioren genutzt werden können. Die Laufstrecken sollen nicht nur in 
Stand gehalten werden, sondern auch ausgebaut und ggf. beleuchtet werden.

343.	“E-Sports” in Bielefeld stärken. Elektronische Spiele gewinnen immer mehr 
an Beliebtheit. Immer häufiger werden Wettbewerbe ausgetragen, die einen 
eindeutigen Sportcharakter wie Schach aufweisen. Wir wollen darum den “E-
Sport” in Bielefeld stärken und als Sport anerkennen. 

344.	Digitale Fitness- und Freizeitangebote. Wir fördern Outdoor-Sportanlagen 
mit digitaler Vernetzung. Urbane Sportarten wie Parkour oder E-Sports ver-
dienen unsere Unterstützung.


